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¥ BUNDESFINANZGERICHT GZ. RM/1300001/2020

REPUBLIK OSTERREICH

BESCHLUSS

Das Bundesfinanzgericht hat durch die Richterin Dr. Ri Giber die MaBnahmenbeschwerde der
KrRBfLFF* *KEEABF]-Adr***, vertreten durch ***RA1*** Rechtsanwalte GmbH, ***RA1-
Adr*** betreffend Austibung unmittelbarer finanzstrafbehoérdlicher Befehls- und
Zwangsgewalt durch Verweigerung der Freigabe der Forstmaschine ***2*** trotz Aufhebung
der nach § 89 FinStrG erfolgten Beschlagnahme, beschlossen:

Die Beschwerde wird als unzulassig zuriickgewiesen.

Eine ordentliche Revision an den Verwaltungsgerichtshof ist nach Art. 133 Abs. 4 Bundes-

Verfassungsgesetz (B-VG) nicht zuldssig.

Begriindung

Am 6.2.2020 kam der Fahrer des LKW Sattelzugs der Fa. ***4*** SRL, ***7*** ‘italienisches
Kennzeichen, zum Amtsplatz der Zollstelle Lustenau. Auf dem Auflieger befand sich die in der
Schweiz fir die ***3*** Sarl. zum Verkehr zugelassene Forstmaschine (allradgetriebenes
Gelenkfahrzeug). Dem Abfertigungsorgan erklarte er, dass er die Forstmaschine tUber Auftrag
der ¥**3*** Gr| Schweiz, nach ***7*** {iberstellen solle. Die Forstmaschine werde dort
einem potenziellen Kunden fiir Zwecke des Abtransports von Schadholz aus unwegsamen
Gelande vorgefiihrt werden.

Vom Zollorgan erhielt er die Auskunft, dass die Maschine einem formellen Zollverfahren
(Versandverfahren T1) zugefiihrt und in Italien in ein anschlieRendes Zollverfahren Gbergefiihrt
werden misse.

Entgegen der Anweisung sich zur Glitereinfuhrstelle zu begeben, verlieR der Fahrer, nach
Ricksprache mit seinem Arbeitgeber sowie mit dem Auftraggeber, die Zollstelle ohne ein
entsprechendes Zollverfahren zu beantragen. Auf der Autobahn in der Ndhe von ***g***
wurde er angehalten, zurlick zur Zollstelle gebracht, wo die Forstmaschine abgeladen und gem.
§ 89 Abs. 1 FinStrG zur Sicherung des Verfalls und als Beweismittel beschlagnahmt wurde.
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Mit Bescheid vom 22.6.2020, GZ ***5*** wurden gegenilber der ***4*** Sr| sowie dem
Fahrer als Gesamtschuldner die Zollschuld fiir die Forstmaschine iHv. € 115.967,35 geltend
gemacht. Da die Maschine in Italien Gegenstand einer Vorfiihrung im Sinne des Art. 231
Buchstabe a UZK-DA werden sollte, waren die Bestimmungen der voriibergehenden
Verwendung flir Vorfiihrzwecke anzuwenden gewesen. Da die Antragstellung und
Bewilligungserteilung durch die italienischen Zollbehérden erfolgen hatte missen, hatte der
Transport der Maschine nach Sudtirol im Rahmen eines T1-Versandverfahrens erfolgen

mussen.

Die gegen den Bescheid von der ***4*** Sr|_ eingelegte Beschwerde wurde mit
(rechtskraftiger) Beschwerdevorentscheidung des Zollamtes Feldkirch Wolfurt (nunmehr
Zollamt Osterreich) vom 24.9.2020, 920000/208245/2020-1, als unbegriindet abgewiesen.

Mit Eingabe vom 6.10.2020 brachte die ***Bf1***(Beschwerdefiihrerin/Bf.) einen Antrag auf
Aufhebung der Beschlagnahme wegen Eigentumsverletzung ein. Sie sei Eigentlimerin der
beschlagnahmten Forstmaschine, die sie unter Zurlickbehaltung aller Eigentumsrechte in die
Gewahrsame ihrer Leasingnehmerin, der ***3*** Sar|, gegeben habe.

Die ***3*** habe in einer Stellungnahme dargelegt, dass es keine Griinde mehr fiir die
Aufrechterhaltung der Beschlagnahme gebe, da ein Verfall gem. § 17 FinStrG nicht in Betracht
komme; die Sicherstellung als Beweismittel sei auch nicht mehr geboten. Die
Aufrechterhaltung einer nicht mehr gerechtfertigten Beschlagnahme komme einem
gesetzlosen Verhalten gleich.

Das Zollamt Feldkirch Wolfurt als Finanzstrafbehérde (nunmehr Zollamt Osterreich
Finanzstrafbehorde) hat daraufhin mit Bescheid vom 26.11.2020, Zahl***5*** die
Beschlagnahme gem. § 91 Abs. 2 FinStrG aufgehoben. In einem Hinweis am Ende des

Bescheides fiihrte sie aus, die Forstmaschine sei derzeit gem. § 69 ZolIR-DG beschlagnahmt,
weshalb eine Freigabe nicht erfolgen kénne.

Mit dem an das Bundesfinanzgericht gerichteten Schriftsatz vom 16.12.2020 hat die ***Bf1***
eine Malknahmenbeschwerde gemal §§ 150 ff. FinStrG wegen der behaupteten Ausibung
unmittelbarer finanzstrafbehordlicher Befehls- und Zwangsgewalt durch Verweigerung der
Freigabe eines Gegenstandes trotz bescheidmaliger Aufhebung der nach § 89 FinStrG
erfolgten Beschlagnahme gemal § 91 Abs. 1 FinStrG vom 26.11.2020 zu GZ Zahl***5*** ynter
Berufung auf die nicht mit Bescheid geltend gemachte Sachhaftung des § 69 ZolIR-DG

eingebracht. Die nicht bescheidmaBig gedeckte Verweigerung der Freigabe des Traktors trotz
bescheidmaBiger Aufhebung der nach § 89 FinStrG durchgefiihrten Beschlagnahme gem. § 91
Abs. 1 FinStrG verletzte sie als Eigentlimerin des Traktors insbesondere in ihrem Recht auf
Unverletzlichkeit des Eigentums gem. Art. 5 StGG.
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Weder sie noch die Leasingnehmerin habe Kenntnis von einer bescheidmafigen
Geltendmachung der Sachhaftung. Ein von ihr gestellter Antrag auf Akteneinsicht sei unter
Hinweis auf mangelnde Parteistellung abgewiesen worden.

Die Verweigerung der Freigabe des Traktors nach Aufhebung der Beschlagnahme stelle daher,
ohne dass ein Sachhaftungsbescheid ergangen sei, einen Akt unmittelbarer
finanzstrafbehordlicher Zwangsgewalt durch das die Freigabe verweigernde Organ der
belangten Behorde dar. Sie kdnne durch die Verweigerung der Freigabe des Traktors ihrer
Verpflichtung aufgrund des Leasingvertrages nicht nachkommen.

Nach § 91 Abs. 2 FinStrG sind beschlagnahmte Gegenstande unverzlglich zurlickzugeben,
wenn die Aufrechterhaltung der Beschlagnahme nicht gerechtfertigt ist. Die Verweigerung der
Rickgabe ohne vorliegenden Sachhaftungsbescheid verletze sie in ihrem Recht auf
Unversehrtheit des Eigentums.

Des Weiteren erfolgten noch Ausfiihrungen zum Sachhaftungsbescheid im Allgemeinen sowie
zum Nichtvorliegen der vom Zollamt behaupteten Zollschuld.

Die Bf. beantragte den angefochtenen Akt unmittelbarer finanzstrafbehordlicher
Zwangsgewalt fir rechtwidrig zu erklaren und eine mindliche Verhandlung anzuberaumen.

Uber die Beschwerde wurde erwogen:

Bei dem Rechtsinstitut der Beschlagnahme durch die Finanzstrafbehorde nach § 89 Abs 1
FinStrG handelt es sich um eine Art vorlaufiges Verfahren, das der zwangsweisen Entziehung
der Gewahrsame an einer Sache (Wegnahme) zum Zwecke ihrer Verwahrung dient und in dem
Entscheidungen im Verdachtsbereich und keine abschlieBenden Losungen zu treffen sind.

Als vorldufige MaBnahme endet sie entweder durch die Freigabe bzw Riickgabe des
beschlagnahmten Gegenstandes (vgl. § 91 Abs. 2 FinStrG) oder durch den rechtskraftigen
Ausspruch des Verfalls (VwWGH vom 4. September 1986, 86/16/0103, VWGH vom 30. Juni 1988,
87/16/0164, VWGH vom 26. Janner 1989, 88/16/0027 (Fellner, Finanzstrafgesetz, Kommentar,
§§ 89-92, RN 1a).

Gem. § 91 Abs. 2 FinStrG sind beschlagnahmte Gegenstande unverziiglich zurlickzugeben,
wenn die Aufrechterhaltung der Beschlagnahme nicht gerechtfertigt ist (VwGH vom 26. April
2001, 2000/16/0028, VWGH 16. Mai 2002, 2001/16/0525, VfGH vom 9. Juni 2006, A 15/05).

Die Pflicht zur Riickgabe tritt unmittelbar kraft Gesetzes ein wenn die Voraussetzungen hiezu
vorliegen. Es bedarf daher auch keines Bescheides (VWGH vom 26. April 2001, 2000/16/0028).

Die in § 91 Abs.2 FinStrG normierte Riickgabepflicht stellt nicht auf die Eigentumsverhaltnisse
ab. Vielmehr geht aus dem Wortlaut dieser Gesetzesbestimmung nach der dazu vorliegenden
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Rechtsprechung des Verfassungsgerichtshofes klar hervor, dass beschlagnahmte Gegenstande,
wenn die Aufrechterhaltung der Beschlagnahme nicht gerechtfertigt ist, unverziglich
demjenigen, dem sie abgenommen wurden, zurlickzugeben sind (VwWGH 23. Februar 2006,
2003/16/0119).

Hiebei obliegt es nicht der Behorde, allfallige Eigentumsrechte zu priifen oder festzustellen. Es
ist daher unmaRgeblich, ob die Person, der die Sachen auszufolgen sind, diese rechtmaRig oder
unrechtmaRig innegehabt hat (VfGH 9.10.1997, ZI. A 4/97, VfSIg.Nr.14.971). Gleiches gilt auch
fiir die Beschlagnahme nach § 26 Abs.1 ZolIR-DG (VwWGH 23.2.2006, 2003/16/0119).

In Anbetracht dessen, dass ein beschlagnahmter Gegenstand nur demjenigen, dem er
seinerzeit abgenommen worden ist, also demjenigen, welcher zum Zeitpunkt der
Beschlagnahme die betreffende Sache -sei es rechtmalig, sei es unrechtmaRig- innegehabt (§
309f ABGB) hat, zuriickzugeben ist, steht somit fest, dass eine Person, der gegeniiber weder
die Beschlagnahme ausgesprochen noch eine Beschlagnahmequittung ausgestellt worden ist,
kein Recht auf "Rilickgabe" bzw. auf "Ausfolgung" des beschlagnahmten Gegenstandes an sie
hat; mangels einer solchen Berechtigung ware ein von dieser gestellter Antrag auf Riickgabe
bzw. Ausfolgung an sie zurlickzuweisen (VwGH 23.10.2002, 2002/16/0065).

Schon die Formulierung ("zuriickgeben") und der plausible Grund, dass nur der bisherige
Inhaber beschlagnahmter Gegenstande Uber eine Bestatigung zu diesen Gegenstanden verfligt,
die es ihm ermoglicht, die vollstandige Riickgabe der beschlagnahmten Gegenstande zu
Uberprifen sowie die Judikatur zu dieser Bestimmung machen deutlich, dass eine Riickgabe
beschlagnahmter Waren bei Fortfall der Voraussetzungen nur an jene Person erfolgen kann,
die Adressat der Beschlagnahmeanordnung war (VwWGH 23.10.2002, 2002/16/0065).

Es ist auch nicht Aufgabe der beschlagnehmenden Behorde, allfallige Eigentumsrechte zu
Uberprifen oder festzustellen (anders im Stadium einer allfdlligen Bestrafung, wenn etwa nach
§ 19 Abs.1 lit. b FinStrG statt auf Verfall auf Wertersatz erkannt werden soll) bzw. ob der
Beschlagnahmeadressat die Ware rechtmalig oder unrechtmaRBig innegehabt hat. Sollte eine
Konstellation eintreten, dass jemand anderer als der Beschlagnahmeadressat ein wie immer
geartetes "starkeres Recht" an der Sache geltend macht oder die Ausfolgung an den bisherigen
Inhaber verhindern will, stehen ihm hierfiir die rechtlichen Maoglichkeiten offen, die ihm ohne
Beschlagnahme offenstehen wiirden (Fellner, Finanzstrafgesetz, Kommentar, §§ 89 — 92, Rz. 38
bis 38c mit Judikaturverweisen).

Eine derartige Sachlage liegt auch hier vor: das Forstfahrzeug sowie die Fahrzeugschlissel
wurden laut Tatbeschreibung vom 6.2.2020 dem Fahrer des Sattelzuges abgenommen und
beschlagnahmt. Eine Ausfolgung kann - im Gegensatz zur Annahme der Bf. - auch nur an ihn
erfolgen. Das Zollamt hatte daher den Antrag der Bf. auf Aufhebung der Beschlagnahme
zurlickweisen missen.
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Unabhangig davon wurde vom Zollamt am 12.10.2020 ein Sachhaftungsbescheid auf der
Grundlage des § 69 ZolIR-DG iVm. § 225 BAO erlassen. Ergangen ist dieser Bescheid an den
Fahrer des Sattelzuges. Auch dieser Bescheid ist rechtskraftig.

Nach § 152 Abs. 1 FinStrG ist gegen alle sonstigen, im Finanzstrafverfahren ergehenden
Bescheide sowie gegen die Auslibung unmittelbarer finanzstrafbehordlicher Befehls- und
Zwangsgewalt das Rechtsmittel der Beschwerde zuldssig, soweit nicht ein Rechtsmittel fir
unzulassig erklart ist.

Die MalRnahmenbeschwerde ist das Rechtsmittel gegen Akte unmittelbarer finanzbehordlicher
Befehls- und Zwangsgewalt. In der Unterlassung der Riickgabe beschlagnahmter Gegenstdande
ist keine bekampfbare Austibung unmittelbarer verwaltungsbehordlicher Befehls- und
Zwangsgewalt zu erblicken (VfFGH vom 9.10.1997, A 4/97).

Das Forstfahrzeug wurde beim Fahrer des Sattelzuges nach § 89 FinStrG beschlagnahmt. Liegen
die Voraussetzungen fiir die Aufrechterhaltung der Beschlagnahme nicht mehr vor, ist das
Fahrzeug dem seinerzeitigen Inhaber zurlickzugeben.

Eine Ausfolgung an die Bf. als Eigentlimerin des Fahrzeugs ist mangels gesetzlicher
Voraussetzungen — unabhangig von dem zwischenzeitig ergangenen Sachhaftungsbescheid -
nicht zulassig.

Die Nichtausfolgung des Fahrzeugs an die Bf. stellt keinen Akt unmittelbarer
finanzbehordlicher Befehls- oder Zwangsgewalt dar und war daher als unzuldssig

zurickzuweisen.

Von der Durchfiihrung der beantragten miindlichen Verhandlung konnte gemaf® § 160 Abs. 1
FinStrG abgesehen werden.

Zur Unzulassigkeit der Revision

Gegen diese Entscheidung ist gemaR Art. 133 Abs. 4 B-VG eine Revision nicht zuldssig, da das
Erkenntnis nicht von der Losung einer Rechtsfrage abhangt, der grundsatzliche Bedeutung
zukommt, insbesondere weil das Erkenntnis nicht von der Rechtsprechung des
Verwaltungsgerichtshofes abweicht, eine solche Rechtsprechung fehlt oder die zu |6sende
Rechtsfrage in der bisherigen Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes nicht einheitlich
beantwortet wird.

Die mit dem vorliegenden Beschluss zu |l6senden Rechtsfragen, sind durch die zitierte
Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes geklart bzw. ergeben sich aus dem Wortlaut der
anzuwendenden einschlagigen Bestimmungen.

Salzburg, am 4. Februar 2021

5von5


javalink?art=VfGH&id=800&gueltig=19971009&hz_gz=A+4%2f97
javalink?art=BG&id=1021900&ida=FinStrG&hz_id=1021900&dz_VonParagraf=160&dz_VonAbsatz=1
javalink?art=BG&id=1021900&ida=FinStrG&hz_id=1021900&dz_VonParagraf=160&dz_VonAbsatz=1

	Begründung
	Über die Beschwerde wurde erwogen:
	Zur Unzulässigkeit der Revision


